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Einleitung

Im Zuge der Energiewende erhob das zu 100 Prozent vom schwedischen 
Staat gehaltene Unternehmen Vattenfall im Jahr 2012 vor dem Bundesverfas-
sungsgericht eine Verfassungsbeschwerde gegen die 13. Atomgesetz-Novelle, 
durch die der 2002 festgelegte Atomausstieg als Reaktion auf die Reaktorka-
tastrophe von Fukushima zum Nachteil der Atomkraftwerksbetreiber modifi-
ziert wurde. Durch dieses  – besonders öffentlichkeitswirksame  – Verfahren 
wird die im deutschen Verfassungsrecht traditionell diskutierte Frage nach 
der Grundrechtsberechtigung juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
und staatlicher Unternehmen wieder laut. Zudem wird die Diskussion erwei-
tert um die Frage, wie es sich auswirkt, wenn es sich bei dem Staat, zu dem 
die juristische Person des öffentlichen Rechts gehört, um einen ausländischen 
handelt. Diese Auswirkungen sollen im Folgenden für das deutsche Recht, 
das Europarecht und das britische Recht dargestellt und untersucht werden.

Bislang hat dieser Forschungsgegenstand allgemein wenig Beachtung ge-
funden. So hat das Bundesverfassungsgericht diese Fragestellung in seinen 
bisherigen Verfahren stets offen gelassen und auch die Literatur hat sich 
bisher zu dieser Fragestellung eher zurückgehalten und sie entweder voll-
ständig ebenfalls offengelassen oder lediglich pauschale Behauptungen auf-
gestellt, ohne diese näher zu begründen1. Inzwischen hat sich das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Urteil zum Atomausstieg vom 6. Dezember 2016 
jedoch positioniert und aufgrund der Besonderheiten dieses Einzelfalles eine 
Grundrechtsberechtigung für Vattenfall angenommen2.

Diese Arbeit widmet sich unter Berücksichtigung der neuesten Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts der Frage nach den Grundrechtsbe-
rechtigungen ausländischer juristischer Personen des öffentlichen Rechts in 
einem Rechtsvergleich. Besondere Beachtung ist bei der vorzunehmenden 
Untersuchung zum einen dem Konfusionsargument zuzuwenden, das ein 
Zusammenfallen von Grundrechtsberechtigten und -verpflichteten verbietet. 
Zum anderen ist besonderes Augenmerk auf das Wesen der Grundrechte zu 
legen. Dabei ist insbesondere zwischen einem anthropozentrischen und ei-
nem funktionalen Grundrechtsverständnis zu unterscheiden.

1  Vgl. dazu Kap. 2 B. II.
2  BVerfG, Urt. v. 6.12.2016  – 1 BvR 2821 / 11, 2 BvR 321 / 12, 2 BvR 1456 / 12, 

juris.



14	 Einleitung

Für die Frage nach der Grundrechtsberechtigung juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts eines anderen Staates ist auf der Ebene des Europarechts 
zunächst nach den Rechtsquellen zu unterscheiden, aus denen die juristische 
Person Rechtsschutz begehrt. In Betracht kommen dabei die Grundrechte der 
Grundrechtecharta, die Grundfreiheiten und die Grundrechte der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK). Sowohl das Europäische Gericht 
erster Instanz als auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ha-
ben sich in den letzten Jahren mit Grundrechtsberechtigungen beziehungs-
weise Konventionsrechtsberechtigungen ausländischer juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts befasst und diese jeweils unter Ablehnung der Über-
tragbarkeit des Konfusionsarguments angenommen. Diese Entscheidungen 
stießen allerdings in der Literatur auf wenige Beachtung. Den Grundfreihei-
ten kommt in diesem Zusammenhang eine besondere Rolle zu, da aufgrund 
ihrer Schutzrichtung ein Berufen auf sie zwar juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts möglich ist, jedoch die Zugehörigkeit zur Europäischen 
Union voraussetzt.

Im britischen Recht waren die Grundrechtsberechtigungen ausländischer 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts  – soweit erkennbar  – noch 
nicht Gegenstand von Gerichtsentscheidungen oder wissenschaftlichen Ab-
handlungen. Hier ist zwischen dem nationalen britischen Recht und dem 
durch den Human Rights Act inkoorporierten Konventionsrecht der EMRK 
zu unterscheiden. Beide Rechtskreise bieten interessante Ansätze für den 
Umgang mit der hier untersuchten Fragestellung.

Die Fragestellung nach der Grundrechtrechtsberechtigung juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts eines ausländischen Staates soll dementspre-
chend zunächst für das deutsche Recht durch eine Auslegung des Art. 19 
Abs. 3 GG sowie durch eine Auswertung der bisherigen und der neuesten 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu dieser Norm erfolgen. 
Sodann erfolgt eine Untersuchung auf europarechtlicher Ebene. Hierzu sind 
zunächst die Grundrechte, die Grundfreiheiten sowie die Rechte der EMRK 
zu untersuchen. In einem vierten Kapitel werden das nationale Recht Groß-
britanniens sowie das durch den Human Rights Act inkorporierte Konven
tionsrecht untersucht. Sodann erfolgt im fünften Kapitel eine Zusammenfas-
sung und Auswertung der gefundenen Ergebnisse. Diese werden im Rahmen 
dieser Arbeit einander gegenübergestellt. Zudem wird die Übertragbarkeit 
der einzelnen Ansätze im Wege einer rechtsvergleichenden Auslegung unter-
sucht.



1. Kapitel

Art. 19 Abs. 3 GG und die Grundrechtsberechtigung  
juristischer Personen des öffentlichen Rechts  
und gemischt-wirtschaftlicher Unternehmen

A. Grundsätzliches

Ausgangspunkt für den Umgang mit der in dieser Arbeit zu untersuchen-
den Fragestellung nach der Grundrechtsberechtigung juristischer Personen 
mit Beteiligung anderer Staaten ist Art. 19 Abs. 3 GG. Dieser lautet: „Die 
Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ih-
rem Wesen nach auf diese anwendbar sind.“ Art. 19 Abs. 3 GG normiert da-
mit die Grundrechtsberechtigung juristischer Personen. Unter dem Begriff 
der Grundrechtsberechtigung ist die Möglichkeit von juristischen und natür-
lichen Personen, sich auf die Grundrechte zu berufen, zu verstehen. Er wird 
in der überwiegenden Literatur, aber auch in dieser Arbeit synonym mit den 
Begriffen der Grundrechtsträgerschaft, der Grundrechtsfähigkeit und der 
Grundrechtssubjektivität verwendet1.

Auch wenn dieser Wortlaut auf den ersten Blick recht klar und unmissver-
ständlich scheint2, ist seine Auslegung in vielen Punkten hoch umstritten:

Nach ganz herrschender Meinung verleiht Art. 19 Abs. 3 GG damit juristi-
schen Personen des Privatrechts die Berechtigung, sich auf die Grundrechte 
zu berufen3. Eine juristische Person ist nach allgemeiner Ansicht dann „pri-
vat“, wenn sich die Willensbildung innerhalb, ihr Handeln und ihr Entschei-
den inhaltlich ausschließlich auf freiheitsausübende natürliche Personen zu-
rückführen lassen4. Für die Zuordnung einer juristischen Person zum Privat-
recht wird aber auch auf die Art der wahrgenommenen Aufgaben abgestellt. 
So hat das Bundesverfassungsgericht in einigen Entscheidungen die Grund-
rechtsfähigkeit juristischer Personen des Privatrechts abgelehnt mit der Be-

1  Ebenso H. Bethge, Grundrechtsberechtigung, S. 25; H. D. Jarass, Art. 19 Abs. 3 
Rn. 10; B. Pieroth, Grundrechte, Rn. 118.

2  So etwa auch H. Gersdorf, Öffentliche Unternehmen, S. 63.
3  Statt aller H. D. Jarass, Art. 19 Rn. 17 m. w. N.
4  B. Remmert, Art. 19 Abs. 3 (2009) Rn. 42.


